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Impulse zum Wandel von Interessen und
AkteurInnennetzwerken in der
österreichischen Waldpolitik: Das Beispiel
des Österreichischen Walddialoges1
Waldpolitik ist in Österreich durch eine lange bestehende, enge Verflechtung der zentralen staatlichen
AkteurInnen und WaldeigentümerInnenverbände charakterisiert. Dieser Beitrag untersucht am Beispiel
der österreichischen Waldpolitik, wie ein vergleichsweise geschlossenes Politikfeldnetzwerk auf externe
Öffnungsimpulse reagiert: auf Vorgaben der internationalen Politik, Anreize durch EU-Rechtsakte und
auf Konflikte im nationalen Politikfeld. Ihre Wirkung manifestiert sich im „Österreichischen Walddialog“,
einem breit angelegten, partizipativen Dialogprozess, der uns als Fallstudie dient. Im Ergebnis stellen
wir eine partielle Öffnung des Politikfeldnetzwerkes fest, sowohl in inhaltlicher Hinsicht als auch mit
Blick auf die Beteiligung von AkteurInnen. Als Barrieren gegen eine weitere Öffnung zeigten sich zum
einen institutionelle Faktoren, wie die föderale Kompetenzverteilung, und zum anderen die
Handlungslogiken der AkteurInnen. Reaktive Handlungslogiken zwecks Domänensicherung und ein teils
geringes Engagement von AkteurInnen haben die thematische Offenheit des Prozesses und die Reichwei-
te des sektorübergreifenden Ansatzes beschränkt. Der politische Willen seitens des federführenden Res-
sorts, im Walddialog zu breit akkordierten Ergebnissen zu gelangen, sowie die vermittelnde Rolle einer
Gruppe von ProponentInnen der Öffnung haben dennoch einen breiten, partizipativen Prozess ermög-
licht und es erlaubt, konkrete und implementationsorientierte Ergebnisse zu erzielen.
Keywords: Waldpolitik, Waldprogramm, Walddialog AkteurInnennetzwerke, Politikwandel
forest policy, forest programme, forest dialogue, actors networks, policy change
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1.  Einleitung
Das Politikfeld „Waldpolitik“ ist in Öster-
reich durch eine lange bestehende, enge Ver-
flechtung der zentralen staatlichen AkteurInnen
aus Politik und Verwaltung und der Interessen-
verbände der Wirtschaft bzw. Waldeigen-
tümerInnenseite charakterisiert. Das traditionell
dominierende Muster der Interessenvermittlung
kann als Beispiel für sektoralen Korporatismus
mit Hang zur Klientelpolitik bezeichnet werden.
Die Sektorpolitik wurde bzw. wird zu einem
guten Teil von einem engen Zirkel staatlicher
AkteurInnen und von wenigen, aber einfluss-
reichen Interessenverbänden formuliert und
implementiert.
Dieses bislang vorherrschende Muster der
Interessenvermittlung wurde in den letzten Jah-
ren vor neue Herausforderungen gestellt. Mit
der Bedrohung des Waldes durch Immissionen
in Europa und großflächigem Waldverlust in den
Tropen nahm die Aufmerksamkeit einer brei-
ten Öffentlichkeit für Waldfragen zu. Druck
entstand einerseits durch die öffentliche
Thematisierung der Waldbewirtschaftung auf
nationaler Ebene, die primär von Umwelt-
gruppen betrieben wurde; so zum Beispiel in
der Waldsterbensdebatte Mitte der 1980er Jah-
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re, im Diskurs über den Schutz der Tropen-
wälder und bei der Ausweisung von Schutzge-
bieten nach den EU Habitats- und Vogelschutz-
richtlinien. Gleichzeitig wird seit dem EU-Bei-
tritt Österreichs die nationale Waldpolitik zu-
nehmend durch europäische Programme mit-
geprägt, allen voran durch Programme der Ag-
rar- und der Naturschutzpolitik. Darüber hin-
aus sehen sich die KernakteurInnen Anforde-
rungen gegenüber, die aus Vereinbarungen der
internationalen Waldpolitik resultieren.
Zum anderen bieten aktuelle politische Ent-
wicklungen der Waldpolitik neue Chancen. So
sind in angrenzenden Politikbereichen, etwa im
Bereich der Förderung erneuerbarer Energieträ-
ger (Biomasse), neue Möglichkeiten entstanden,
welche die AkteurInnen des Sektors politisch
und wirtschaftlich nutzen wollen. Insgesamt
gehen von den angesprochenen Herausforderun-
gen und Chancen Impulse aus, das traditionell
eher geschlossene Politikfeldnetzwerk zu öff-
nen.
Vereinfacht dargestellt, reagieren die etab-
lierten KernakteurInnen gegenwärtig mit zwei
unterschiedlichen Strategien. Eher progressive
AkteurInnen stehen der Öffnung des sektoralen
Netzwerks positiv gegenüber, gleichermaßen
um den Herausforderungen gerecht zu werden
und neue Chancen zu nutzen. Konservativere
AkteurInnen hingegen sind bestrebt, das Netz-
werk selektiv nur soweit zu öffnen, wie es in-
ternationale bzw. europäische Vorgaben erfor-
dern.
Der „Österreichische Walddialog“, ein kon-
sensorientierter Dialogprozess unter breiter
Beteiligung von rund achtzig AkteurInnen, dient
als Fallbeispiel zur Untersuchung des Rea-
gierens des waldpolitischen Netzwerkes auf
Öffnungsimpulse. Er stellt für die öster-
reichische Waldpolitik einen neuartigen, strate-
gischen Ansatz dar und geht hinsichtlich seiner
generellen Zielsetzungen sowie der proze-
duralen Prinzipien auf internationale und pan-
europäische Vereinbarungen zurück. In diesem
mehrjährigen Dialogprozess waren AkteurInnen
von außerhalb des traditionellen Waldpolitik-
netzwerkes im engeren Sinne eingebunden und
konnten ihre Themen auf die sektorpolitische
Agenda setzen. Im Walddialog wurden auch
waldpolitisch wichtige Programme der Europä-
ischen Union behandelt. Nicht zuletzt waren es
vor allem Anreize des EU-Programms zur För-
derung der ländlichen Entwicklung, die beitru-
gen, den Widerstand zentraler Akteure gegen
die Etablierung eines derart breit angelegten,
partizipativen Prozesses zu überwinden. Damit
tauchen in der Fallstudie „Walddialog“ drei
wesentliche Quellen für Veränderungsimpulse
auf. Anhand der Fallstudie wollen wir folgen-
den Fragen nachgehen:
• Wie reagieren die AkteurInnen des traditio-
nell eher geschlossenen Politikfeldnetz-
werkes auf Öffnungsimpulse aus der inter-
nationalen und europäischen Politik?
• Wie nutzen bislang i.d.R. außenstehende
Akteure Chancen, die sich ihnen durch die-
se Öffnungsimpulse bieten?
• Welche Wirkungen gehen von einem strate-
gischen Dialogprozess, der programmatisch
den Anspruch breiter Beteiligung und erhöh-
ter intersektoraler Koordination erhebt, hin-
sichtlich des Wandels von AkteurIn-
nennetzwerken aus?
Neben empirischen Ergebnissen aus frühe-
ren Projekten, insbesondere der Studie von
Voitleithner (2003; 2004) zur Vorphase bzw. den
Ausgangsbedingungen des Prozesses, baut die
Fallstudie zum Österreichischen Walddialog
methodisch auf drei Ansätzen auf: einer umfang-
reichen Analyse der Prozessdokumente
(Grundlagenpapiere, Stellungnahmen, Arbeits-
und Ergebnisdokumente des Walddialoges), ei-
ner begleitenden Beobachtung im Wege der
Teilnahme an Sitzungen des Walddialoges und
auf Leitfadeninterviews mit 23 Akteuren des
Prozesses, die zwischen Juni und November
2006 durchgeführt wurden. Die Auswahl der
InterviewpartnerInnen zielte darauf ab, sowohl
staatliche als auch nicht-staatliche AkteurInnen
der beteiligten Sektoren abzudecken, und ne-
ben AkteurInnen der Bundesebene auch
VertreterInnen der Bundesländer zu erfassen.
Die Interviews wurden vollständig transkribiert.
Die systematische Auswertung der Transkripte
erfolgte mittels des Textanalyseprogramms
MAXQDA.
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2. Das Netzwerk waldpolitischer
AkteurInnen: Impulse zur Öffnung
sektoraler Entscheidungsstrukturen
Waldeigentum ist in Österreich durch Privat-
wald und ein hohes Maß an Fragmentierung
charakterisiert. Rund achtzig Prozent des hei-
mischen Waldes ist in Privateigentum, 99 Pro-
zent der rund 150.000 WaldeigentümerInnen
besitzen weniger als 200 Hektar Wald, in Sum-
me rund die Hälfte der österreichischen Gesamt-
waldfläche (BMLFUW 2005). Der Großteil des
Kleinwaldes wird von Haupt- und Neben-
erwerbslandwirtInnen bewirtschaftet.
Diese Eigentumsverhältnisse finden Aus-
druck in der Interessenvertretung. Die Sicherung
der Eigentumsrechte und der Möglichkeiten zur
wirtschaftlichen Nutzung des Waldes, primär in
Form der Holzproduktion, sind zentrale Ziele,
die im Wertesystem von Forstleuten traditionell
fest verankert sind (Glück 1995).
Obwohl Österreich ein sehr waldreiches
Land ist, rund 47 Prozent der Landesfläche sind
mit Wald bedeckt, spielt die Forstwirtschaft aus
volkswirtschaftlicher Sicht eine untergeordne-
te Rolle. Der unmittelbare Beitrag der Wald-
bewirtschaftung zum Bruttoinlandsprodukt be-
trug 2005 rund 0,3 Prozent, der Beitrag des
Forstsektors im weiteren Sinne (einschließlich
der Holz- und Papierwirtschaft) lag bei 3,3 Pro-
zent (Statistik Austria 2006). In der Forst- und
Holzwirtschaft sind rund 130.000 Personen be-
schäftigt (3,6% aller Beschäftigten), davon in
der Forstwirtschaft selbst rund 15.000 Perso-
nen (Schwarzbauer 1994, 4, aktualisiert).2  Ent-
sprechend der geringen unmittelbaren wirt-
schaftlichen Bedeutung ist auch das politische
Gewicht der Forstwirtschaft relativ gering. Im
Vergleich zur Landwirtschaft kann die Forst-
wirtschaft nur in geringem Maße öffentliche
Mittel für sich beanspruchen (Pregernig 1999a,
17).
Im Allgemeinen ist das Interesse politischer
Parteien an waldpolitischen Fragen gering.
Waldpolitische Themen geraten nur in Ausnah-
mefällen, wie etwa im Fall der Waldsterbens-
debatte Mitte der 1980er Jahre, in das Licht der
medialen Öffentlichkeit. Waldpolitik im enge-
ren Sinne wird primär von den für Forstwesen
auf Bundes- und Länderebene zuständigen
Fachbürokratien gemeinsam mit den Interessen-
verbänden der WaldbesitzerInnen geprägt. Aus
ihrer engen Zusammenarbeit, hat sich über Jahr-
zehnte ein eng koordiniertes Politikfeld-Netz-
werk3  entwickelt.
2.1. Interessenvermittlung in der
österreichischen Waldpolitik
Um allfällige Veränderungen des Systems
der Interessenvermittlung diskutieren zu kön-
nen, wird vorweg die Ausgangssituation auf
Basis vorliegender Literatur dargestellt (für de-
taillierte Beschreibungen vgl. Glück 1976 und
1987, Krott 1987 und 1990 sowie Pregernig
1999a und 1999b).
Forstwesen ist in Österreich in Gesetzge-
bung und Vollziehung Bundessache. Die
Ressortzuständigkeit auf Bundesebene liegt
beim Bundesministerium für Land- und Forst-
wirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft
(BMLFUW), innerhalb dessen eine eigene Sek-
tion für das „Forstwesen“ zuständig zeichnet.
In mittelbarer Bundesverwaltung sind Landes-
forstbehörden für die Vollziehung zuständig. Im
Rahmen der Implementierung des Forstrechts
und der forstlichen Förderung steht die Forst-
behörde in engem Kontakt mit ihrer Klientel,
sowohl mit den WaldbesitzerInnen selbst als
auch mit deren Interessenverbänden. So wer-
den etwa Bundesmittel zur forstlichen Förde-
rung gleichzeitig von den Landesforstbehörden,
den Landesforstdirektionen bei den Ämtern der
Landesregierungen sowie Bezirksforstbe-
hörden, und den Forstabteilungen der Landes-
Landwirtschaftskammern vergeben. Beide ver-
folgen mit der Verteilung der Mittel (auch) in-
formelle Interessen. Die Forstbehörde wird in
die Lage versetzt, auf die Waldbewirtschaftung
Einfluss zu nehmen und dabei gute Beziehun-
gen zur Praxis zu unterhalten. Die Forstab-
teilungen der Landeslandwirtschaftskammern
verdanken diesem System die Rolle des
Förderungsverteilers und können dauerhaft Ein-
fluss auf die Förderprogramme des Bundes und
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deren Implementation nehmen (Krott 1986,
219f.). Im Gegenzug kann die Behörde mit
Kooperation und Mäßigung der politischen For-
derungen seitens der Kammern und anderer
WaldbesitzerInnenverbände rechnen. Die Ver-
flechtung, die wie hier am Beispiel des För-
derungswesens gezeigt über die Formulierung
von Programmen hinaus bis in die Imple-
mentation reicht, stabilisiert die Beziehung. Das
Arrangement ist Teil der seit Jahrzehnten insti-
tutionalisierten, engen Kooperation und
Konsensorientierung zwischen den erwähnten
zentralen staatlichen AkteurInnen und Wald-
besitzerInnenverbänden. Die Verbände der
Forstwirtschaft sind „natürlicher Referenz-
punkt“ der Tätigkeit der staatlichen Verwaltung
(Hogl 1998, 3).
Zentrale Interessenverbände der öster-
reichischen WaldbesitzerInnen sind auf Bundes-
ebene die Landwirtschaftskammer Österreich
(LKÖ), in der Forstwirtschaft in der Fachab-
teilung „Forst- und Holzwirtschaft, Energie“
organisiert ist, und der freie Verband „Land &
Forst Betriebe Österreich“ (LFB). Als Dachor-
ganisation der Landeslandwirtschaftskammern
zählt die LKÖ vor allem viele bäuerliche
KleinwaldbesitzerInnen zu ihrer Klientel. Sie
vertritt agrar- und forstwirtschaftliche Interes-
sen gegenüber staatlichen AkteurInnen und den
anderen Sozialpartnerverbänden. In der Wald-
politik ist die LKÖ einer der einflussreichsten
AkteurInnen.
Der Verband LFB vertritt vor allem die Inte-
ressen größerer Forstwirtschaftsbetriebe. Rund
achtzig Prozent des Großwaldbesitzes sind Mit-
gliedsbetriebe, sie repräsentieren rund ein Drit-
tel der österreichischen Waldfläche (ca. 1,4 Mio.
Hektar). Im Zentrum der Aufgaben von LFB
steht die Wahrung privater Waldeigentumsrechte.
Neben diesen beiden zentralen Verbänden
der WaldbesitzerInnen besteht ein breites Netz-
werk weiterer forstlicher Interessenorganisa-
tionen mit unterschiedlichem Aufgabenfokus,
etwa der Waldverbände auf Bundes- und
Länderebene, die sich primär gemeinschaftli-
cher Holznutzung und -vermarktung widmen
und dabei aufs Engste mit Landwirtschafts-
kammerorganisationen zusammenarbeiten, so-
wie von Verbänden forstlicher Berufsgruppen
(z.B. Forstakademikerverbände und Förster-
verbände). Die umfassendste Standesorganisa-
tion des Sektors ist der Österreichische Forst-
verein, in dem der „Forstmannsstand“ weitge-
hend organisiert ist. Zum Forstmannsstand zäh-
len WaldbesitzerInnen sowie Forstfachkräfte aus
Privatbetrieben, Kammern und aus staatlichen
Verwaltungen (Glück 1987, 48). Die Mitglied-
schaft im Forstverein wird von in diesen Berei-
chen Tätigen weithin als selbstverständlich an-
genommen. Insgesamt hat der Forstverein nach
eigenen Angaben rund 4.500 Mitglieder
(Österreichischer Forstverein 2007). Damit sind
grob geschätzt rund zwei Drittel der potenziel-
len Mitglieder organisiert (Pregernig 1999b).4
Zentraler Tätigkeitsbereich des Forstvereins ist
Öffentlichkeitsarbeit, nach innen, zur Klärung
gemeinsamer Standpunkte, sowie nach außen,
um die Standpunkte des Sektors zu präsentie-
ren.
Über den Bereich der Urproduktion hinaus
pflegen die Vertretungen der WaldbesitzerInnen
lange institutionalisierte Verbindungen zu den
Interessenverbänden der Holz- und Papier-
industrien. Dabei handelt es sich um Arbeits-
plattformen, die teils zur Behandlung von
Interessenkonflikten entlang der Wertschöp-
fungskette gegründet wurden, wie z.B. das 1972
gegründete „Kooperationsabkommen Forst-
Platte-Papier“ (FPP), oder um Ressourcen
entlang der Wertschöpfungskette zu bündeln
und gemeinsame Interessen zu verfolgen, wie
im Rahmen von Proholz Austria, einer Arbeits-
gemeinschaft der österreichischen Forst- und
Holzwirtschaft, die branchenübergreifendes
Holzproduktmarketing betreibt. In diese Kate-
gorie fällt auch die paneuropäische Holzzerti-
fizierungsinitiative Austria (PEFC Austria), das
ein Rahmenwerk zur Zertifizierung nachhalti-
ger Waldbewirtschaftung auf nationaler Ebene
anbietet, sowie die erwähnte FPP, die neben dem
Erarbeiten „technischer“ Problemlösungen zwi-
schen den MarktpartnerInnen, auch der Vertre-
tung gemeinsamer Interessen durch Öffentlich-
keitsarbeit dient.
Die prägenden waldpolitischen Konflikte
der letzten beiden Jahrzehnte waren solche zwi-
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schen Ansprüchen des Umwelt- und Naturschut-
zes einerseits und Interessen der wirtschaftlichen
Waldnutzung andererseits. Daneben führten re-
gional Forderungen der Tourismus- und
Freizeitwirtschaft zu Konflikten, wobei es aus
Sicht der WaldbewirtschafterInnen meist um
Störungen der Wald- und Jagdwirtschaft durch
Sport- und Erholungsaktivitäten und deren Ab-
geltung geht, während die Freizeitwirtschaft
Interesse an einer möglichst weitgehenden Öff-
nung der Wälder hat, etwa für RadfahrerInnen
oder ReiterInnen.
Angelegenheiten des „Natur- und Land-
schaftsschutzes“ fallen unter die Generalklausel
des Art. 15 BV-G und damit in Gesetzgebung
und Vollziehung in die Zuständigkeit der Bun-
desländer. Zentrale staatliche AkteurInnen an
der Schnittstelle Waldpolitik-Naturschutz sind
damit die Landesregierungen bzw. deren Natur-
schutzabteilungen, etwa im Rahmen der Aus-
weisung von Schutzgebieten nach der EU-
Vogelschutzrichtlinie und der Fauna-Flora-
Habititatrichtlinie („Natura 2000“). Auf Bun-
desebene nimmt die Abteilung „Natur- und Ar-
tenschutz“ der Sektion „Nachhaltigkeit und
ländlicher Raum“ des BMLFUW Informations-
und Koordinierungsfunktionen zu Belangen in-
ternationaler Naturschutzvereinbarungen wahr.
Aufgrund der beschriebenen Kompetenz-
verteilung tritt die Bundesebene im Naturschutz
jedoch als vergleichsweise schwacher Akteur
auf.
Die waldpolitisch aktivsten Verbände des
Natur- und Umweltschutzes sind der World
Wide Fund for Nature (WWF), der Naturschutz-
bund Österreich (NB), Greenpeace, und als
Dachverbände der Verband alpiner Vereine Ös-
terreichs, der Umweltdachverband sowie das
Ökobüro.
Waldpolitische Kernthemen des WWF sind
die Forderung nach Waldschutzgebieten, die
Thematisierung des internationalen Handels von
Holz aus illegalen Nutzungen und er tritt für ein
Zertifizierungssystem für nachhaltige Wald-
bewirtschaftung ein, das in Konkurrenz zu je-
nem steht, das von Verbänden der Forst- und
Holzwirtschaft getragen wird. Der Naturschutz-
bund arbeitet eng mit Landesnaturschutz-
behörden zusammen, engagiert sich wald-
politisch vor allem in Fragen des Artenschut-
zes, bei der Ausweisung von Naturwald-
reservaten, zu National- und Naturparks und
kooperiert auf Projektebene mit Waldbesitzern
und deren Verbänden. Der waldpolitische
Schwerpunkt von Greenpeace liegt im Wald-
schutz, dabei konzentrieren sich die Aktivitä-
ten allerdings auf internationaler Ebene, etwa
zum Schutz von Tropenwäldern und auf Initia-
tiven gegen illegale Holznutzungen und illega-
len Holzhandel. Von den Dachverbänden mel-
det sich der Umweltdachverband regelmäßig zu
Waldfragen zu Wort. Als Dachverband mit
breiter Mitgliedschaft umfasst er sowohl
Naturschutzorganisationen (z.B. BirdLife Ös-
terreich und den Naturschutzbund) als auch
Verbände der Forstwirtschaft (Land&Forst Be-
triebe Österreich und den Österreichischen
Forstverein). Zu den waldrelevanten Arbeits-
schwerpunkten zählen die Themenbereiche
Klimaschutz und erneuerbare Energie, Gewäs-
serschutz, Nationalparks sowie die nationale
Umsetzung der Biodiversitätskonvention und
der einschlägigen EU-Naturschutzrichtlinien
(Natura 2000). Last but not least melden sich
der Verband alpiner Vereine Österreichs bzw.
seine Mitgliedsorganisationen (z.B. der
Österreichische Alpenverein) regelmäßig zu
waldpolitischen Fragen zu Wort. Sie unterstüt-
zen die Verbände der WaldbesitzerInnen in Fra-
gen des Waldschutzes, kritisieren aber den wei-
teren Ausbau von Forststraßen und vertreten das
Interesse an möglichst uneingeschränkten
Betretungsrechten.
Auch wenn zwischen den genannten Ver-
bänden des Naturschutzes und den alpinen Ver-
einen einerseits und den Waldbesitzerinnen bzw.
den Verbänden und den staatlichen Forstfach-
verwaltungen immer wieder Zusammenarbeit
auf Projektebene stattfindet kann festgehalten
werden, dass die Koordination und Zusammen-
arbeit über die Grenzen des Waldpolitik-Netz-
werkes im engeren Sinne bei Weitem nicht so
intensiv und in dem Maße institutionalisiert sind
wie einerseits jene zwischen den Verbänden der
WaldbesitzerInnen und -bewirtschafterInnen
und den für Forstwesen zuständigen Fach-
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verwaltungen auf Bundes- und Landesebene,
und anderseits jene zwischen den KernakteurIn-
nen der Waldpolitik und den Verbänden der
Holz- und Papierindustrie.
Zusammenfassend ist das waldpolitische
Netzwerk in Österreich bislang durch die Prä-
senz und Dominanz weniger, sich gegenseitig
bestens bekannter AkteurInnen und damit wech-
selseitig berechenbarer Handelnder charakteri-
siert. Sie stehen zu allen Fragen der Waldpolitik
in engem Kontakt, teilen eine Basis gemeinsa-
mer Werte, Präferenzen, Problemdefinitionen
und Lösungsstrategien. Zwischen den beteilig-
ten KernakteurInnen besteht ein relativ ausge-
wogenes Machtverhältnis. Sie sehen bzw. sa-
hen sich langfristig in einem Positiv-Summen-
Spiel (Hogl 1998, 4). Folglich war es die längs-
te Zeit in ihrem Interesse, das Netzwerk im
Wesentlichen geschlossen zu halten. Außenste-
hende AkteurInnen wurden im Vergleich nur am
Rande beteiligt.
2.2. Impulse zur Öffnung des Netzwerkes
Das beschriebene Netzwerk sieht sich
zunehmend dem Anspruch gegenüber, sich zu
öffnen. Druck entstand einerseits durch die öf-
fentliche Thematisierung der Waldbewirt-
schaftung auf nationaler Ebene, zum Beispiel
in den Debatten zum Waldsterben und zur
Tropenwaldproblematik, andererseits aufgrund
der steigenden Relevanz internationaler und
europäischer Politik und der Notwendigkeit,
sich auf diesen Ebenen national koordiniert ein-
zubringen.
Mit der Bedrohung des Waldes durch Im-
missionen in Europa und aufgrund der großflä-
chigen Waldverlusten in den Tropen nahm die
Aufmerksamkeit der breiten Öffentlichkeit und
der Politik für Waldfragen seit Beginn der
1980er Jahre weltweit zu. Im Jahr 1986 wurde
in Paris der Reigen politisch hochrangiger, in-
ternationaler Konferenzen zur Waldpolitik er-
öffnet. 1990 tagte in Straßburg die Erste Minis-
terkonferenz zum Schutz der Wälder in Europa
(MCPFE), Start des paneuropäischen Wald-
politikdialoges an dem heute 46 Staaten teilneh-
men. Bislang wurden in vier Konferenzen auf
Ministerebene 17 Vereinbarungen geschlossen,
wenn auch völkerrechtlich unverbindlicher Na-
tur. Den endgültigen Durchbruch des Themas
„Wald“ auf internationaler Ebene markierte die
Konferenz für Umwelt und Entwicklung der
Vereinten Nationen im Jahr 1992 in Rio de
Janeiro (UNCED). Waldpolitisch bedeutende
Ergebnisse waren die „Rio-Deklaration über
Umwelt und Entwicklung“, die Agenda 21, die
Konvention über biologische Vielfalt sowie die
UN-Waldgrundsatzerklärung. Nach der
UNCED wurde auch auf UN Ebene der wald-
politische Dialog institutionalisiert und weiter-
geführt, zunächst im Rahmen des Inter-
governmental Panel on Forest (IPF) und später
in Nachfolgeorganisationen, dem Intergovern-
mental Forum on Forests und dem United Nati-
ons Forum on Forests (UNFF). Zahlreiche Do-
kumente zur Waldpolitik wurden beschlossen,
die Diskussion über eine UN-Waldkonvention
hält seit 1992 an.
Im Kern geht es in den waldpolitischen
Prozessen und Dokumenten der UN- und der
paneuropäischen Waldpolitik um die Förde-
rung bzw. Sicherstellung nachhaltiger Wald-
bewirtschaftung. Sie soll die sozialen, öko-
nomischen, ökologischen, kulturellen und
geistigen Bedürfnisse der gegenwärtigen und
zukünftigen Generationen befriedigen. Die
heute bestimmende Auffassung von „nach-
haltiger Waldbewirtschaftung“ gewichtet die
ökologische, soziale und wirtschaftliche Be-
deutung von Wäldern gleich. Mit ihrer
operationalen Definition durch Kriterien und
Indikatoren und Berichtspflichten wurden öko-
nomische aber auch ökologische und soziale
Ansprüche an die Waldbehandlung internatio-
nal konkretisiert.
Gleichzeitig wurde Waldpolitik in zuneh-
mendem Maße Adressat internationaler Regime,
die außerhalb primär waldpolitischer Foren
entstanden; z.B. in der UN-Biodiversitäts-
konvention sowie der Pan-Europäischen Stra-
tegie zur biologischen und landschaftlichen
Vielfalt.
Nicht nur von der internationalen Politik,
auch von der Europäischen Union gehen längst
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direkte Impulse und Vorgaben an die Wald-
politik der Mitgliedstaaten aus. Da das Primär-
recht keine Basis für eine „Gemeinsame Forst-
politik“ bietet, können forstpolitische Ini-
tiativen der Europäischen Union nur in
Verbindung mit Zielen anderer Bereiche kon-
zipiert und legitimiert werden. Dies ist in der
Vergangenheit vielfach geschehen. Die Bewirt-
schaftung und Erhaltung der Wälder sind be-
deutende Themen der Gemeinsamen Agrarpo-
litik, der Umweltpolitik, der Handels-, For-
schungs- und Industriepolitik sowie der
Entwicklungszusammenarbeit (Europäische
Kommission 1998, 8). Waldpolitik wurde und
wird auf EU-Ebene primär aus der Perspektive
anderer Politikbereiche betrieben (Hogl 2001,
187f.).
Neben einer großen Zahl von waldrelevanten
Programmen und Rechtsakten, die seit den
1960er Jahren verabschiedet wurden und nati-
onale Waldpolitiken direkt oder indirekt betref-
fen (Hogl 2007; Pülzl 2005), sind die „Entschlie-
ßung des Rates über eine Forststrategie für die
Europäische Union“ (1999), die Verordnung
über die Förderung der Entwicklung des ländli-
chen Raumes“ aus 1999 (EG Nr. 1257/1999)
und deren Folgeverordnung (EG Nr. 1698/
2005), sowie die Mitteilung der Kommission
zum Forstaktionsplan 2006 (KOM(2006) 302)
für unsere Fallstudie von unmittelbarster Bedeu-
tung. In den erwähnten Dokumenten wird das
Konzept „Nationaler Forstprogramme“ aufge-
griffen, auf dem der Österreichische Walddialog
basiert. Er ist Gegenstand der empirischen Fall-
studie in Kapitel 3.
Insgesamt gehen von der zunehmenden
Thematisierung der Waldpolitik auf nationaler,
europäischer und internationaler Ebene Impul-
se aus, die auf die Öffnung des waldpolitischen
Netzwerkes für neue Akteure und deren Inter-
essen drängen. Neben Öffnungsimpulsen, die
sich aus den thematisierten Problemfelder bzw.
den inhaltlichen Schnittmengen der Waldpolitik
mit anderen Politikfeldern ableiten, wurden in
internationalen Vereinbarungen auch pro-
zedurale Prinzipien waldpolitischer Instrumen-
te definiert, welche die Öffnung von wald-
politischen Entscheidungsprozessen vorsehen.
Ein prominentes Beispiel eines solchen Instru-
ments sind „Nationale Forstprogramme“.
2.3. Das Konzept „Nationale
Forstprogramme“
Das Konzept Nationale Forstprogramme
(NFP) wurzelt in UNCED-Folgeprozessen. Ziel
ist die Förderung nachhaltiger Waldbewirt-
schaftung durch eine partizipative, kooperati-
ve, langfristig angelegte und adaptive Strategie-
entwicklung und -umsetzung. In die Prozesse
der Entwicklung, Umsetzung und Evaluierung
nationaler und/oder regionaler Programme
sollen sektorübergreifend sowohl staatliche als
auch private AkteurInnen einbezogen werden.
In den internationalen Waldforen auf UN-
und paneuropäischer Ebene wurde dem Kon-
zept große Aufmerksamkeit geschenkt, sowohl
als strategisches Steuerungsinstrument als auch
als Ansatz zu sektorübergreifender Koordinati-
on und Konfliktregelung. Für viele Aktionsvor-
schläge der UN-Waldforen (IPF, IFF) werden
nationale Forstprogramme als zentrales Um-
setzungsinstrument genannt. Im Rahmen der
MCPFE wurden 2003 per Resolution die Prin-
zipien des Konzepts für den europäischen Kon-
text definiert.5 . Die Signatarstaaten und die
Europäische Gemeinschaft haben sich verpflich-
tet, das paneuropäische NFP-Konzept umzuset-
zen.
Auch in EU-Rechtsakte fand das NFP-Kon-
zept Eingang. Die Ratsresolution zur Europäi-
schen Forststrategie empfiehlt NFPs zur natio-
nalen Umsetzung internationaler Verpflichtun-
gen, die Verordnung zur Förderung der Ländli-
chen Entwicklung (EG Nr. 1257/1999) setzte
Nationale Forstprogramme „oder Gleichzu-
haltendes“ als Grundlage nationaler Förder-
programme voraus und der EU-Forstaktionsplan
2006 schlägt vor, auf Gemeinschaftsebene die
„offene Methode der Koordination“ als Instru-
ment zur Koordination der nationalen Umset-
zung von NFP zu prüfen.
Neben der grundsätzlichen Zielsetzung – der
Förderung nachhaltiger Waldwirtschaft – um-
fasst das NFP-Konzept eine Reihe prozeduraler
2007_04_3hoglnordbeck.p65 09.12.2007, 16:54411
412 Karl Hogl / Ralf Nordbeck (Wien)
Prinzipien für die Formulierung und Umsetzung
nationaler Waldprogramme. Mit Blick auf die
zentrale Fragestellung dieses Beitrags sind fol-
gende Prinzipien von wesentlicher Bedeutung:
• breite und ergebnisoffene Partizipation von
Individuen und/oder Interessengruppen;
• intersektorale Koordination, von der
Programmformulierung bis zur Evaluierung,
und
• das Prinzip eines adaptiven, iterativen und
langfristigen Ansatzes.
3. Fallstudie „Österreichischer
Walddialog“
Der Österreichische Walddialog (ÖWAD)
wurde im April 2003 vom Bundesminister für
Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasser-
wirtschaft (BMLFUW) gestartet. Auslösendes
Moment für die Etablierung des Dialogprozess
war der internationale und europäische Diskurs
über die Ausarbeitung nationaler Wald-
programme. Über die rein formale Erfüllung in-
ternationaler Verpflichtungen hinaus erhoffte
sich die Forstsektion des BMLFUW, dass durch
einen breiten Dialogprozess zu waldpolitischen
Themen eine Grundlage für die Lösung wald-
politischer Konflikte geschaffen werden könnte
und zukünftigen Konflikten vorgebeugt würde.
Erklärtes Ziel des Walddialoges ist es, zum
Ausgleich zwischen unterschiedlichen Interes-
sen an konfligierenden Nutzungen und dem
Schutz von Wäldern beizutragen und ökologi-
sche, ökonomische und soziale Leistungen des
Waldes langfristig sicherzustellen (BMLFUW
2006a, 9). Zu diesem Zweck wurden mehr als
achtzig waldrelevante Interessengruppen einge-
laden, um im Rahmen eines Dialogprozesses ein
umfassendes Waldprogramm zu entwickeln. Die
Erarbeitung des ersten Österreichischen Wald-
programms erfolgte auf Basis von zu Beginn
vereinbarten Spielregeln und unter Berücksich-
tigung der international anerkannten Prinzipi-
en, in einem strukturierten und partizipativen
Prozess. Nach knapp dreijähriger Diskussion
wurde im Dezember 2005 das Österreichische
Waldprogramm einstimmig angenommen, wo-
bei Die Grünen, der WWF und das Ökobüro
nur unter Vorbehalt zustimmten.
3.1. Organisationsstruktur des
Österreichischen Walddialogs
Verantwortlich für das Prozessmanagement
des ÖWAD ist das BMLFUW. Ein Jahr vor dem
offiziellen Start des Dialogprozesses wurde
eine interne Koordinationsgruppe unter dem
Vorsitz des Leiters der Forstsektion des
BMLFUW eingerichtet, um Vorschläge zur Or-
ganisation, zum zeitlichen Fahrplan und für
Verfahrensregeln vorzubereiten.
Basierend auf den Vorschlägen der Koordi-
nationsgruppe wurden ursprünglich vier Gremi-
en zur Diskussion und Entscheidungsfindung
eingerichtet (BMLFUW 2002; 2003a): eine
Prozessmanagementgruppe, eine Koordina-
tionsgruppe, der Runde Tisch und drei Module
(Arbeitsgruppen) mit unterschiedlichen thema-
tischen Schwerpunkten.
Das Prozessmanagement wurde auch im
Prozess selbst vom BMLFUW wahrgenommen.
Die in der Forstsektion angesiedelte Prozess-
managementgruppe ist für die Planung, Steue-
rung und Koordination des Walddialogs verant-
wortlich. Seitens des Ministeriums sind die Lei-
ter der drei Fachmodule des ÖWAD Mitglied
des Prozessmanagements. Darüber hinaus wur-
den zwei externe wissenschaftliche Prozess-
beraterInnen engagiert.
Das politische Entscheidungsgremium des
Walddialogs ist der Runde Tisch. Unter dem
Vorsitz des Bundesministers für Land- und
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft
soll der Runde Tisch Ort des politischen
Interessenausgleichs sein.
Mehr als vierzig Interessengruppen wurden
offiziell in dieses Gremium eingeladen; nach
Definition des federführenden Ressorts
„RepräsentantInnen organisierter Interessens-
gruppen mit bundesweiter Relevanz“. Der Run-
de Tisch tagte bis Ende 2005 viermal, im Durch-
schnitt waren 29 Organisationen vertreten. In
den Sitzungen wurden die Grundsätze des Wald-
dialogs, die Vorgangsweise und die inhaltliche
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Ausrichtung im Konsens beschlossen sowie die
Hauptergebnisse des Prozesses, das Österreich-
ische Waldprogramm und das Arbeits-
programm, angenommen.
Die inhaltliche Arbeit für das Wald-
programm fand in drei Fachmodulen statt:
„Schutzwald – Waldschutz“; „Wirtschaft“ und
„Umwelt – Gesellschaft“. In diesen Modulen
wurden die vom Runden Tisch vorgeschlage-
nen Problemfelder konkretisiert, analysiert und
Maßnahmen zu jeweils definierten Problem-
feldern erarbeitet. Alle drei Module wurden von
VertreterInnen der Forstsektion des BMLFUW
geleitet. TeilnehmerInnen der Modulsitzungen
waren eingeladene ExpertInnen, Wissenschaft-
lerInnen und RepräsentantInnen der im Wald-
dialog vertretenen Interessengruppen.
2006 wurden die drei Fachmodule in ein
permanentes Waldforum übergeführt, welches
mit offenem Ende ein- bis zweimal pro Jahr ta-
gen soll. Bis Juni 2007 wurden zwei Sitzungen
durchgeführt. Im Waldforum sollen weiterhin
waldrelevante Themen behandelt, das vorliegen-
de Arbeitsprogramm weiter entwickelt, und die
Umsetzung vereinbarter Maßnahmen evaluiert
werden (BMLFUW 2006a, 150).
Als Schnittstelle zwischen den Fachmodulen
und dem Runden Tisch fungierte ein weiteres
Gremium: die Koordinationsgruppe. Ihre Auf-
gabe war die redaktionelle und inhaltliche
Zusammenführung von Modulergebnissen, die
in weiterer Folge dem Runden Tisch vorgelegt
wurden. Entscheidungen des Runden Tisches
wurden von der Koordinationsgruppe in
Ergebnisberichte eingearbeitet.
Der Koordinationsgruppe gehörten die
ModulleiterInnen, die LeiterIn der Prozess-
managementgruppe, eine externe Schrift-
führerIn sowie eine externe ModeratorIn an.
Den Vorsitz führte der Leiter der Forstsektion
im BMLFUW.
Ab 2003 wurden die Sitzungen der Koordi-
nationsgruppe und der Prozessmanagementgrup-
pe gemeinsam abgehalten, um die Sitzungseffi-
zienz zu steigern. Somit existiert seitdem nur noch
eine „Steuerungsgruppe“, die für Ablaufko-
ordination und die redaktionelle Bearbeitung von
Zwischenergebnissen verantwortlich zeichnet.
3.2. Der Prozessablauf
Der Österreichische Walddialog wurde als
langfristiger, kontinuierlicher Dialogprozess mit
offenem Ende konzipiert. Zum gegenwärtigen
Zeitpunkt lassen sich neben der ministeriums-
internen Vorbereitungszeit zwei Phasen unter-
scheiden:
• die Phase der Formulierung des ersten
„Österreichischen Waldprogramms“ und des
„Arbeitsprogramms“ (April 2003 bis De-
zember 2005);
• und die Umsetzung und Weiterentwicklung
des Arbeitsprogramms (seit Herbst 2006).
Zwischen Juni 2003 und Oktober 2005 fan-
den sieben mehrtägige Sitzungszyklen der
Modularbeitsgruppen statt. Im Durchschnitt
nahmen RepräsentantInnen von rund vierzig
Organisationen teil. Das Vorgehen in den Mo-
dulen orientierte sich an den Spielregeln und
dem Ablaufkonzept, das die Koordinations-
gruppe zu Beginn des ÖWAD vorgeschlagen
hatte (BMLFUW 2003b, 4): Die beiden ersten
Sitzungszyklen befassten sich mit der Analyse
von Ist-Zuständen, Trends und Problemstellun-
gen. In einer dritten und vierten Runde wurde
der Fokus auf die Formulierung von Zielen und
deren Konkretisierung mittels Indikatoren und
Sollgrößen gelegt. In der fünften Sitzungsrunde
wurde einerseits weiter am Set der Ziel-
indikatoren gearbeitet, der Fokus aber auf die
Diskussion und Verdichtung von Problem-
bereichen („Maßnahmenbündel“) gelegt, zu
denen konkrete Maßnahmen vereinbart werden
sollten. Diese Maßnahmenbündel wurden in
weiterer Folge von den Beteiligten nach deren
Prioritäten gereiht. Auf Basis der Reihung war
die letzte Modulsitzungsrunde schließlich der
Formulierung konkreter Maßnahmen gewid-
met.
Parallel zur Arbeit in den Modulen wurden
zu ausgewählten Problembereichen, teils auf
Drängen Beteiligter (vor allem der Grünen und
von Umweltverbänden), mehrere Workshops
organisiert, z.B. zu „Österreichs internationaler
Verantwortung für nachhaltige Waldbe-
wirtschaftung“, bei dem es insbesondere um die
Thematik illegaler Holznutzung und um illega-
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len Holzhandel ging, zum nationalen Programm
zur Förderung der Ländlichen Entwicklung
(2007 bis 2013) sowie zur vertieften Arbeit an
einem aussagekräftigen Set von Indikatoren für
die im Walddialog formulierten Ziele.
Im gleichen Zeitraum wurden vier Runde
Tische abgehalten. Am ersten Runden Tisch
(Juni 2003) wurden die grundlegenden Prin-
zipien des Walddialogs beschlossen und der
Zeitplan für den Dialogprozess festgelegt. Der
zweite Runde Tisch galt schwerpunktmäßig der
Verständigung über die erarbeiteten Zustands-
diagnosen, Trends und zu den daraus abge-
leiteten waldpolitischen Problemfeldern. Die
Diskussion der von den Fachmodulen vorge-
schlagenen Zielformulierungen war Gegen-
stand des dritten Runden Tisches. Vor allem
wurde der Beschluss gefasst, im Walddialog
nicht auf der Stufe der Diagnose und Ziel-
formulierung stehen zu bleiben, sondern kon-
krete Lösungsmaßnahmen zu den dringends-
ten Problemfeldern zu vereinbaren. Am vier-
ten und letzten Runden Tisch (Dezember 2005)
wurde schließlich das Österreichische Wald-
programm einstimmig angenommen. Als zen-
trales Umsetzungsinstrument wurde von den
beteiligten AkteurInnen ein Arbeitsprogramm
zur Kenntnis genommen. Es umfasst 84
Einzelmaßnahmen, 15 „Best Practices“ und
neunzig Zustands- bzw. Zielindikatoren
(BMLFUW 2006b). Als „lebendes Dokument“
soll es im laufenden Prozess weiterentwickelt
werden.
Die vereinbarten Maßnahmen sind durch-
wegs konkret und umsetzungsnah, in der Mehr-
zahl aber in ihrer „Reichweite“ beschränkt. Zur
Hälfte handelt es sich um informationelle Maß-
nahmen (z.B. Öffentlichkeitsarbeit, Aus- und
Weiterbildung, Marketing und Markinfor-
mation) und eine Reihe anderer Maßnahmen
zielt auf die Verbesserung der Datenlage für
zukünftige Entscheidungsprozesse ab. Darüber
hinaus wurden einige Initiativen zu gemeinsa-
mer Interessenvertretung sowie gezielte ökono-
mische Anreize vereinbart.
Vor allem bedingt durch Kapazitätsengpässe
seitens des BMLFUW in der Zeit der öster-
reichischen EU-Ratspräsidentschaft in der ers-
ten Jahreshälfte 2006 startete die Implemen-
tation des Arbeitsprogramms mit einiger Ver-
zögerung im Herbst 2006.
In den 34 Monaten der Formulierung des
Österreichischen Waldprogramms hat der
ÖWAD sehr unterschiedliche Stadien durchlau-
fen. Der Beginn des Walddialogs war durch das
mangelnde Vertrauen vieler beteiligter AkteurIn-
nen in den Prozess selbst und ein grundsätzli-
ches Misstrauen zwischen den beiden zentralen
AkteurInnenkoalitionen geprägt. Erste Konflikt-
punkte zwischen den WaldbesitzerInnen-
verbänden und den Umwelt- und Natur-
schutzverbänden entstanden gleich zu Beginn
des Dialoges bei der Auswahl der Themen-
bereiche, die im Prozess diskutiert werden soll-
ten (siehe näher Kapitel 3.4). Die in den ersten
Phasen gemeinsam definierten Probleme und
Ziele erwiesen sich im weiteren Verlauf aber als
überaus wichtige Bausteine und als Erfolg. Das
gute Diskussionsklima und die Offenheit und
Transparenz des Dialogprozesses wirkte vertrau-
ensbildend. Wesentlich dafür waren die offene
Diskussion von Interessenskonflikten sowie die
Garantie seitens des Ministeriums, dass abwei-
chende Meinungen im Waldprogramm schrift-
lich dokumentiert würden.
Mit dem vierten und fünften Modulsitzungs-
zyklus im März und Mai 2005 kam es im ÖWAD
zu einer neuen Weichenstellung . Entscheidend
dafür war die Diskussion darüber, ob bzw. in
welchem Maße konkrete Maßnahmen formu-
liert werden sollten. Das BMLFUW hatte einen
Entwurf mit relativ vage gehaltenen Maß-
nahmenbereichen und Maßnahmenbündel vor-
gelegt. Allerdings waren spätestens im Mai 2005
Forderungen mehrerer AkteurInnen nach deut-
lich konkreteren Maßnahmen unüberhörbar ge-
worden. Am deutlichsten wurde diese Forde-
rung von den Grünen und den Umwelt- und
Naturschutzverbänden vorgetragen, unterstützt
von der Arbeiterkammer und der Bundes-
kammer der Architekten und Ingenieur-
konsulenten. Auch mehrere Mitglieder der
Koordinationsgruppe des BMLFUW traten für
die Formulierung konkreter Maßnahmen ein.
Die konkreten Maßnahmen, das heißt das
Arbeitsprogramm zum nationalen Waldpro-
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gramm, wurden in den darauf folgenden Mo-
naten unter erheblichem Zeitdruck diskutiert und
formuliert, da das erste Österreichische Wald-
programm noch vor der österreichischen EU-
Ratspräsidentschaft beschlossen werden sollte.
Die Abkehr des BMLFUW von der ursprüngli-
chen Vorstellung, ein Programm mit ver-
gleichsweise vagen „Maßnahmenbündel“ anzu-
peilen und stattdessen ein sehr konkretes,
umsetzungsnahes Arbeitsprogramm zu formu-
lieren, hat viele AkteurInnen überrascht. Forst-
wirtschaftliche KernakteurInnen kritisierten den
Druck seitens der Umwelt- und Naturschutz-
verbände, den diese mit der Drohung aufgebaut
hatten, ein vages Wald- bzw. Arbeitsprogramm
nicht mitzutragen. Aus Sicht der Umwelt- und
Naturschutzkoalition war das Anpeilen konkre-
ter Ergebnisse Indikator für die Ernsthaftigkeit
des Walddialogprozesses.
Die Maßnahmen des Arbeitsprogramms
wurden letztendlich im Konsens formuliert.
Diese finale Phase des Formulierungsprozesses
hat dazu beigetragen, dass das Waldprogramm
heute von den beteiligten AkteurInnen mitge-
tragen wird. Rückblickend hat der ÖWAD so-
mit durch die Formulierung konkreter Maßnah-
men deutlich an Legitimation im Kreis der Be-
teiligten gewonnen.
3.3. Beteiligung und Interessen von
AkteurInnen
Entsprechend der international vereinbarten
Grundsätze, wurde Partizipation von Beginn an
als eines der zentralen Prinzipien des ÖWAD
formuliert. Der Walddialog wurde als offener
Dialogprozess konzipiert, in dessen Mittelpunkt
die Suche nach Problemlösungen für Interessen-
konflikte stehen sollte.
Er sollte die Möglichkeit bieten, unterschied-
liche Positionen auszutauschen, und Konsens
zu Problemdefinitionen und Lösungsansätzen
zu finden. Breite Partizipation sollte Vertrauen
zwischen den Beteiligten fördern (BMLFUW
2003b, 2). Insgesamt, so die Auffassung des
federführenden Ministeriums, sei der Wald-
dialog
„ein wesentlicher Baustein für neue Kooperations-
formen zur Vernetzung ökologischer, ökonomischer
und sozialer Belange und damit eine Bereicherung
der in Österreich bestehenden Mechanismen zum
Ausgleich von Interessen“ (BMLFUW 2003a, 3).
Im Vorfeld des Dialogprozesses konnten die
Ausgangsbedingungen für einen offenen Parti-
zipationsprozess keineswegs als optimal ange-
sehen werden. Kernverbände der Forstwirt-
schaft, namentlich die LKÖ und LFB, hatten
sich gegen die Idee eines Nationalen Wald-
programms und damit gegen die Notwendigkeit
eines Dialogprozesses ausgesprochen. Die ab-
lehnende Position wurde von anderen forstli-
chen Verbänden sowie forstwirtschaftsnahen
AkteurInnen geteilt, etwa vom Fachverband der
Holzindustrie Österreichs und von der Zentral-
stelle der österreichischen Landesjagdverbände
(Voitleithner 2003, 78). Auf Seiten der
WaldbesitzerInnenverbände dominierte die Be-
fürchtung, dass der Walddialog von Interessen-
gruppen außerhalb des traditionellen Forstpoli-
tik-Netzwerkes, vor allem von Umweltver-
bänden, als Plattform zur Durchsetzung ihrer
Forderungen genutzt werden würde und ein di-
alogischer Prozess damit letztlich vor allem zu
Einschränkungen der  Eigentums- und Nut-
zungsrechte der Land- und ForstwirtInnen füh-
ren würde. Die Ausweitung der Beteiligung
wurde zudem als unnötig bezeichnet, weil be-
stehende Gremien und Netzwerke ausreichend
Möglichkeiten des Interessenausgleichs bieten
würden (Voitleithner 2003, 44).
Im Gegensatz dazu begrüßten Umwelt- und
Naturschutzverbände (WWF, Greenpeace,
Naturschutzbund) und die Arbeiterkammer die
Idee, einen Waldprogrammprozess zu starten.
Sie erwarteten sich von einem solchen instituti-
onalisierten Dialogprozess, der nicht von beste-
henden „persönlichen Kontakten“ abhängig ist,
eine verbesserte Einbindung ökologischer und
sozialer Interessen in die waldpolitischen
Entscheidungsprozesse (Voitleithner 2003, 86
ff). Diese zustimmende Haltung der Umwelt-
verbände war mit der Erwartung verknüpft, dass
im Waldialog konkrete Ziele und Maßnahmen
formuliert und umgesetzt würden.
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Die gegensätzlichen Positionen zum Start
des partizipativen Prozesses erklären sich aus
den unterschiedlichen Positionen im Ak-
teurInnennetzwerk. Während die Interessen-
verbände der WaldbesitzerInnen, der Holzwirt-
schaft und der JägerInnen über gut entwickelte
informale sowie institutionalisierte Netzwerke
verfügen, durch die sie regelmäßig Einfluss auf
waldpolitische Entscheidungsprozesse nehmen
können, sind Umwelt-, Freizeit- und Tourismus-
verbände häufig von den Entscheidungs-
prozessen ausgeschlossen oder nur am Rande
beteiligt (Voitleithner 2004, 65).
Der Widerstand der forstwirtschaftlichen
Kernverbände konnte seitens des BMLFUW vor
allem durch die Zusicherung überwunden wer-
den, dass der Walddialog nicht mit bestehen-
den Instrumenten der Waldpolitik konkurrieren
würde, sowie mit dem Argument, dass ein Na-
tionales Waldprogramm zukünftig Vorausset-
zung für die Bereitstellung von EU-Mitteln zur
forstlichen Förderung im Rahmen der EU-Richt-
linie zur Förderung der ländlichen Entwicklung
sein könnte (BMLFUW 2003a, 2).
An der Erstellung des Waldprogramms be-
teiligten sich insgesamt 81 staatliche und nicht-
staatliche Organisationen aus den Bereichen
Forst- und Landwirtschaft, Holz- und Papier-
industrie, Umwelt- und Naturschutz, Arbeit-
nehmerInnen- und KonsumentInnenschutz,
Jagd, Energiewirtschaft, Wissenschaft, Bildung,
sowie VertreterInnen der Bundesländer und an-
derer Ministerien. Großteils erfolgte dies durch
direkte Einbindung in die Fachmodule. Verein-
zelt brachten Organisationen ihre Interessen
über Partnerorganisationen ein. Dennoch waren
einige waldpolitisch relevante Sektoren nur in
geringem Maße aktiv beteiligt oder gar nicht
vertreten. Das gilt in unterschiedlichem Maße
für die Bereiche Tourismus, Jagd, Landwirt-
schaft, Raumplanung, und Wasserwirtschaft.
Defizite werden einerseits in Bereichen ge-
ortet, die nicht Bundes- sondern Landes-
kompetenz sind. In solchen Fällen war in den
Sitzungen teils nur sehr beschränkt Diskussions-
spielraum gegeben. Andererseits ist es teils nur
in Ansätzen gelungen, die AkteurInnen relevan-
ter Politikbereiche für ein aktives Engagement
zu gewinnen.
Die Zahl der TeilnehmerInnen an den
Modulsitzungen war relativ hoch, hat allerdings
im Lauf der dreijährigen Programmformu-
lierung deutlich abgenommen. Einige AkteurIn-
nen haben sich primär in der Anfangsphase en-
Quelle: Daten des BMLFUW
Abbildung 1: Anzahl der TeilnehmerInnen an einzelnen Modulsitzungen
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gagiert, z.B. die Wissenschaft, die Tourismus-
wirtschaft (WKÖ) und die Bundesjugend-
vertretung.
Die quantitative Auswertung der schriftli-
chen und mündlichen Stellungnahmen der
TeilnehmerInnen im Rahmen der Module zeigt,
dass sich bestimmte Organisationen immer zu
Wort meldeten, andere relativ regelmäßig, wäh-
rend einige – obwohl anwesend – sich so gut
wie nie aktiv eingebracht haben (Voitleithner
2006, 8f.). Zu letzteren gehören auch mehrere
Bundesministerien (BMI, BMVIT, BMWA).
Gemessen an der Zahl der Stellungnahmen
zählen zu den aktivsten AkteurInnen die Forst-
sektion des BMLFUW, die Waldbesitzer-
verbände (LKÖ, LFB), das Bundesamt für Wald
(BFW), das Umweltbundesamt und die Grünen
(Voitleithner 2006, 8f.). Dieses Bild wurde durch
unsere Experteninterviews bestätigt. Folgende
AkteurInnen wurden von den Beteiligten als
besonders aktiv und einflussreich eingestuft:
• Landwirtschaftskammer Österreich
• Land & Forst Betriebe Österreich
• Forstsektion des BMLFUW
• Umweltverbände (insbesondere der WWF)
• Die Grünen
Auffallend ist der hohe Anteil von Forst-
akademikerInnen unter den RepräsentantInnen
der aktivsten Gruppen, nicht nur der forstlichen
Kernverbände, sondern auch des Umwelt-
bundesamtes, des WWF, der Grünen und des
Österreichischen Alpenvereins. Dies weist dar-
auf hin, dass für Organisationen, die keine forst-
wirtschaftlich ausgebildeten Personen in den
Walddialog entsenden konnten (z.B. Arbeiter-
kammer, WKÖ), möglicherweise die fachliche
Distanz zu Wald und Forstwirtschaft ein Hin-
dernis für ein aktiveres Engagement war.
Ferner bestätigen Dokumentenanalysen und
die Auswertung der Interviews, dass für einige
Organisationen ein Mangel an personellen und
finanziellen Ressourcen einer aktiveren Betei-
ligung entgegengestanden. So zog sich Green-
peace schon sehr früh aufgrund mangelnder
personeller Kapazitäten aus dem Prozess zurück.
Über die Häufigkeit der Beteiligung hinaus,
können unterschiedliche Handlungsstrategien
bzw. -logiken festgestellt werden. Wir identifi-
zieren vier idealtypische Handlungslogiken der
beteiligten AkteurInnen:
• Einige AkteurInnen handelten primär als
„ExpertInnen“. Sie sahen ihre Rolle in ers-
ter Linie in der Bereitstellung von Fachwis-
sen, ohne klare Erwartungen an die Ergeb-
nisse des Prozesses zu haben (z.B. Ver-
treterInnen der Landesnaturschutzbehörden,
Österreichische Energieagentur).
• Ein anderer Idealtyp kann als „reaktiv“ be-
zeichnet werden. Reaktive AkteurInnen ach-
teten vor allem darauf, dass ihre Interessen
nicht negativ berührt wurden und waren
i.d.R. nur an jenen Teilthemen  interessiert,
die direkt ihre Kompetenzen betrafen (z.B.
BMF, BMWA, Zentralstelle der öster-
reichischen Landesjagdverbände).
• Eine dritte Handlungslogik kann als „pro-
aktiv“ beschrieben werden. AkteurInnen
dieser Handlungslogik sahen den ÖWAD
vor allem als Chance, ihre Interessen ver-
stärkt in die Waldpolitik einbringen und ak-
tiv ihre Themen auf die Agenda setzen zu
können (z.B. Umweltverbände, Bundes-
kammer der Architekten- und Ingenieur-
konsulenten, Die Grünen, Arbeiterkammer).
• Letztlich identifizieren wir eine vierte
idealtypische Handlungsstrategie, die mit
„aktive Verteidigung“ umschrieben werden
kann. AkteurInnen, die diese Strategie
verfolgten, verteidigten aktiv Interessen ih-
rer Klientel, häufig galt ihre Präferenz da-
her dem Erhalt des Status quo. Dieser Stra-
tegie folgten in manchen Themenbereichen
die forstlichen Kernverbände, während sie
in anderen Themenfeldern pro-aktiv agier-
ten.
Auch wenn empirisch die konkreten Strate-
gien der AkteurInnen mit dem jeweils behan-
delten Problemfeld variierten, weist das häufi-
ge Auftreten reaktiven Verhaltens zur Domänen-
sicherung auf die Grenzen des dialogischen,
konsensorientierten Interessenausgleichs hin.
Insgesamt erwies sich im Zuge prozess-
begleitender Befragungen die überwiegende
Mehrheit der TeilnehmerInnen als zufrieden mit
den Beteiligungsmöglichkeiten (Voitleithner
2005, 2). Zwei Drittel der am Walddialog teil-
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nehmenden Organisationen empfanden den Pro-
zess als offen. Die NGOs empfanden sich als
gut eingebunden und in ihren Anliegen ernst
genommen. Betont wurde das gute Diskussions-
klima in den Fachmodulen, das sehr zum Auf-
bau gegenseitigen Vertrauens beigetragen habe.
Demgegenüber erlebte ein Drittel der teilneh-
menden Organisationen den Prozess als „ein-
seitig“, als phasenweise zu sehr durch die Ver-
treter des BMLFUW gelenkt. Aus der Sicht der
WaldbesitzerInnenverbände wiederum nahmen
zwar viele Organisationen am Walddialog teil,
um von WaldbesitzerInnen etwas zu fordern,
aber nur wenige davon hätten gleichzeitig et-
was angeboten (Voitleithner 2005, 2).
3.4. Konfliktpunkte
Zusammenfassend lassen sich die im Wald-
dialog aufgetretenen Konflikte zwei Gruppen
zuordnen:
• Konflikte über die Agenda des Walddialoges
(„Welche Themen sollen bearbeitet wer-
den?“)
• Konflikte bei der inhaltlichen Bearbeitung
von Problemfeldern
Zur ersten Gruppe finden wir drei Konflikt-
linien. Erstens hat es zu Beginn des Walddialogs
unterschiedliche Meinungen über die Begren-
zung der Themenbereiche gegeben. Während
die forstlichen Kernverbände die Zahl der zu
behandelnden Themenfelder begrenzen wollten,
sprachen sich vor allem Umweltverbände und
die Grünen gegen jede Einschränkung aus. Der
Diskussion der Agenda sollte aus ihrer Sicht
zumindest soviel Zeit gewidmet werden wie der
Diskussion der Themen selbst. Dabei war
insbesondere der Themenbereich „Internationa-
le Verantwortung Österreichs“ ein Kernanliegen
der Umweltverbände. Zweitens traten unter-
schiedliche Auffassungen darüber zutage, wie
konkret die angepeilten Ziel- und Maßnahmen-
formulierungen ausfallen sollten (siehe oben).
Eng mit dieser Frage verknüpft, fand drittens
eine vehemente Diskussion darüber statt, ob das
Förderprogramm zur ländlichen Entwicklung
2007-2013 als mögliche Finanzierungsquelle
zur Umsetzung von Maßnahmen des Wald-
dialogs diskutiert werden sollte.
Bei allen drei Konfliktfällen standen sich
jeweils Koalitionen bestehend aus den forstli-
chen Interessenverbänden und einigen Mitglie-
dern der Prozessmanagementgruppe einerseits
und eine Koalition von Umwelt- und Natur-
schutzverbänden anderseits gegenüber. In den
Diskussionen zur Agenda prallten jeweils auch
die oben beschriebenen pro-aktiven und reakti-
ven Handlungslogiken aufeinander. Umwelt-
verbände drohten mehrfach, sich aus dem Wald-
dialog zurück zu ziehen, wenn die geforderten
Themen nicht behandelt würden und der Wald-
dialog nicht zu konkreten Maßnahmen führen
sollte. Die Mehrheit der Mitglieder der Prozess-
managementgruppe des BMLFUW nahm in der
Regel eine vermittelnde Position ein. Letzten
Endes führte der politische Wille im federfüh-
renden BMLFUW, auf breiter Basis legitimier-
te Ergebnisse zu erzielen, dazu, dass dem Prin-
zip der thematischen Offenheit gefolgt wurde.
Im Zuge der Diskussionen zu inhaltlichen
Konflikten wurde grundsätzlich Konsens ange-
strebt. Es fanden keine Abstimmungen statt.
Vielmehr wurden abweichende Meinungen im
Österreichischen Waldprogramm schriftlich
festgehalten. Somit dokumentiert der beschlos-
sene und veröffentlichte Text in umfassender
Weise Konfliktthemen der österreichischen
Waldpolitik – insgesamt 39 – sowie die jeweils
gegensätzlichen Interessen.
Generell zeigt unsere Analyse, dass die auf-
getretenen Konfliktlinien nahezu ausnahmslos
entlang von Sektorgrenzen verlaufen. Tabelle 1
zeigt die Häufigkeitsverteilung der dokumen-
tierten Konfliktthemen entlang der drei Kate-
gorien ökologische, soziale und wirtschaftliche
Interessen am Wald.
In der Mehrzahl der Konflikte stehen sich
Forderungen nach einer verstärkten ökologi-
schen Ausrichtung der Waldbewirtschaftung
und der waldpolitischen Instrumente und die
Position der WaldbesitzerInnenvertreter gegen-
über, die auf vorbildliche Waldbehandlung und
bereits bestehende Integration des umfassenden
Nachhaltigkeitskonzeptes in waldpolitischen
Instrumenten verwiesen.
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Neben den dominierenden Konflikten zwi-
schen ökologischen und ökonomischen Inter-
essen findet sich eine Reihe von Konflikten, in
denen ökonomische mit sozialen Interessen kol-
lidieren, etwa das ökonomische Interesse an
jagdlicher Nutzung und Interessen von
Erholungssuchenden. Darüber hinaus wurden
einige ökonomische Konflikte innerhalb der
Wertschöpfungskette Forst-Holz festgehalten.
3.5.  Sektorübergreifende Zusammenarbeit
Im Walddialog wurden nicht nur gemeinsa-
me Problemdefinitionen und Zielformulie-
rungen gesucht und gefunden sowie offene
Interessenkonflikte diskutiert und dokumentiert,
sondern auch sektorübergreifende Kooperatio-
nen auf Maßnahmenebene angestoßen. Der
Grad der Übereinstimmung zwischen den im
Vorfeld des Prozesses festgestellten Defiziten
intersektoraler Koordination und den beschlos-
senen Maßnahmen kann als Indikator für den
Erfolg intersektoraler Kooperation im Prozess
interpretiert werden.
Voitleithner (2003, 69) stellt auf Basis von
Dokumentenanalysen und Interviews ausführ-
lich Themenfelder mangelnder sektorüber-
greifender Koordination im Vorfeld des Wald-
dialoges dar. Das Arbeitsprogramm des Wald-
dialogs enthält insgesamt 84 Maßnahmen zu
welchen jeweils die Verantwortlichkeiten (Nen-
nung federführender und mitwirkender
Organisationen), der Zeitrahmen, allfällige
Zwischenschritte zur Umsetzung sowie fall-
weise Angaben zur Finanzierung angeführt sind.
In Tabelle 2 werden, von links nach rechts,
jene Themenbereiche genannt, für die im Vor-
feld des Walddialogs sektorübergreifende
Koordinationsdefizite festgestellt wurden,
daneben die jeweils betroffenen Sektoren, so-
wie die Verteilung der Maßnahmen des Arbeits-
programms auf diese Themenbereiche.
Zusätzlich wird unterschieden, ob die Maßnah-
men in intersektoraler Verantwortung umge-
setzt werden sollen oder in alleiniger Verant-
wortung von VertreterInnen jeweils eines Sek-
tors liegen.
Eine Reihe der von den AkteurInnen im
Vorfeld identifizierten Themenbereiche werden
durch mehrere Maßnahmen des Arbeits-
programms adressiert. Dies gilt insbesondere für
die Themenbereiche „Wertschöpfungskette
Forst-Holz“, „Naturschutz“, „Schutz vor Natur-
gefahren“, „Entwicklungszusammenarbeit“ und
für den Themenbereich „touristische Nutzung
des Waldes“. Im Gegensatz dazu sind die
Themenbereiche „Verkehr“, „Forstliche Förde-
rung“, und „Waldschäden durch Wild“ nicht
durch Maßnahmen erfasst. Auch das Themen-
feld „Beschäftigung im ländlichen Raum“ wur-
de nicht explizit angesprochen, es wird
allerdings durch Maßnahmen zu anderen
Themenbereichen adressiert. Drei Viertel der
vorab als relevant erachteten Themenbereiche
finden Entsprechungen im Maßnahmenkatalog,
ein Viertel nicht. Wenig überraschend betreffen
die Fehlstellen jene Sektoren, die nicht oder
wenig aktiv am Walddialog teilgenommen ha-
ben: Landwirtschaft, Jagd und Verkehr. Auffal-
lend ist darüber hinaus, dass es sich hierbei zum
guten Teil um Politikbereiche handelt, für wel-
che die Gesetzgebung Kompetenz der Bundes-
länder ist.
Ungefähr die Hälfte aller Maßnahmen des
Arbeitsprogramms können als intersektorale in-
terpretiert werden, d.h. AkteurInnen aus ver-
schiedenen Sektoren tragen gemeinsam Verant-
Tabelle 1: Anzahl der Konfliktthemen – thematisch klassifiziert
Interessen am Wald soziale ökologische wirtschaftliche
wirtschaftliche 7 24 3
ökologische 1 0
soziale 0 nicht klassifiziert: 4
Quelle: BMLFUW (2006a), eigene Auswertung
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Tabelle 2: Zuordnung von Maßnahmen des Arbeitsprogramms 2006 zu intersektoralem
Koordinationsbedarf im Vorfeld
Themenbereiche mit Betroffene Sektoren Anzahl der Anzahl der
Koordinationsbedarf intersektoralen sektoralen Gesamt
Maßnahmen*  Maßnahmen**
Wertschöpfungskette Forstwirtschaft und
Forst-Holz holzverarbeitende Industrie 5 7 12
Verkehr Forstwirtschaft, Verkehr 0 0 0
Energiegewinnung Forstwirtschaft,
aus  Holz holzverarbeitende Industrie,
Energiepolitik 3 5 8
Öffentlichkeitsarbeit, Forstwirtschaft, Bildungspolitik
Waldpädagogik 2 1 3
Sportliche und Forstwirtschaft, Tourismus,
touristische Nutzung Jagd, Landwirtschaft
des Waldes 6 2 8
Förderungspolitik (Wider- Forstwirtschaft, Wirtschafts-
sprüchlichkeiten, Inan- und Handelspolitik,
spruchnahme finanzieller Finanzpolitik,
Mittel aus Landwirtschaft
EU-Programmen) 0 0 0
Arbeitsplätze im Alle relevanten
ländlichen Raum Wirtschaftsbereiche 0 0 0
Naturschutz, Umsetzung Naturschutzbehörden auf
Natura 2000 Länderebene, Umweltverbände,
Forstwirtschaft, Landwirt-
schaftskammern,
GrundeigentümerInnen 9 3 12
Schutz vor Naturgefahren Wildbach- und Lawinen-
verbauung, Baubehörden,
Regionalplanung,
Landwirtschaft, Tourismus 5 6 11
Waldschäden durch Wild Forstwirtschaft, Jagd 0 0 0
Forstschädliche Luft- Forstwirtschaft, Umwelt-
verschmutzung verbände, Bundesministerium
für Wirtschaft und Arbeit 3 0 3
Entwicklungs- Entwicklungsorganisationen,
zusammenarbeit Wirtschaft 9 0 9
* Intersektorale Maßnahmen: AkteurInnen außerhalb des Forstsektors zeichnen (mit)verantwortlich für die Um-
setzung.
** Sektorale Maßnahmen: Umsetzung obliegt ausschließlich AkteurInnen des Forstsektors.
Quelle: BMLFUW 2006b, eigene Auswertung
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wortung für deren Umsetzung. Für 21 Maßnah-
men, also ein Viertel aller Maßnahmen, haben
fünf AkteurInnen von außerhalb des tradi-
tionellen Netzwerkes der waldpolitischen
KernakteurInnen die Federführung übernom-
men:
• Naturschutzbehörden der Länder,
• Österreichische Energieagentur,
• Fachverband der Holzindustrie,
• Bundesministerium für auswärtige Angele-
genheiten, und das
• Bundesministerium für Wirtschaft und Ar-
beit.
Es fällt auf, dass es sich hierbei ausschließ-
lich um staatliche Akteure bzw. eine Bundes-
agentur (Bundesländer, Ministerien, Energie-
agentur) und eine Kammerorganisation handelt.
Von den am Walddialog beteiligten NGOs hat
keine die Federführung für die Umsetzung von
im Walddialog gemeinsam definierten Maßnah-
men übernommen. Insgesamt liegt der Schwer-
punkt der Umsetzungsverantwortung eindeutig
beim inneren Kern des traditionellen wald-
politischen AkteurInnennetzwerkes.
4. Zusammenfassung und
Schlussfolgerungen
In diesem Beitrag sind wir am Beispiel der
österreichischen Waldpolitik der Frage nachge-
gangen, wie ein traditionell vergleichsweise eng
koordiniertes Politikfeldnetzwerk auf externe
Öffnungsimpulse reagiert. Als Öffnungsimpulse
finden wir einerseits Vorgaben der internatio-
nalen Politik und Anreize durch EU-Rechtsakte,
andererseits vor allem naturschutz- und umwelt-
politische Konflikte, die in den letzten Jahrzehn-
ten vermehrt öffentlich thematisiert wurden und
innerhalb der Forstsektion des BMLFUW den
Wunsch nach neuen Wegen zur Diskussion und
zur Suche von Lösungsansätzen wachsen lie-
ßen. Die Wirkung dieser Impulse manifestiert
sich im Österreichischen Walddialog (ÖWAD),
einem breit angelegten, partizipativen Dialog-
prozess.
Mit Blick auf die eingangs formulierten drei
Fragen lassen sich auf Basis der empirischen
Fallstudie folgende Schlussfolgerungen zie-
hen:
Der Österreichische Walddialog hat zu kon-
kreten Ergebnissen geführt, die aufgrund der
schwierigen Bedingungen im Vorfeld des
Dialogprozesses in dieser Form nicht zu erwar-
ten waren. Drei wesentliche Ergebnisse des
Dialogprozesses stechen besonders hervor: die
gemeinsame Definition von Handlungsfeldern,
Problemen und Zielen, die Offenlegung von
Interessenkonflikten und deren Dokumentation
im Waldprogramm, und schließlich die Ausar-
beitung von konkreten Maßnahmen zur Umset-
zung des Waldprogramms einschließlich einer
Reihe von intersektoral koordinierten Maßnah-
men.
Die augenscheinlichsten Auswirkungen des
Walddialoges können in der Verbesserung des
Diskussionsklimas, in der Öffnung des
Meinungsaustausches und in der ausführlichen
Diskussion von unterschiedlichen Problem-
definitionen, Präferenzen und Lösungsansätzen
gesehen werden. Zuvor standen sich immer
wieder antagonistische AkteurInnenkoalitionen
gegenüber, meist EigentümerInneninteressen
einerseits und Interessen des Natur- und Um-
weltschutzes andererseits, ohne das in instituti-
onalisierter Form in dieser Breite und Tiefe di-
rekte Beteiligungs- und Problembearbeitungs-
möglichkeiten bestanden hätten. Die Teil-
nehmerInnen des ÖWAD stellen fest, dass der
Walddialog dazu beigetragen hat, die teils ver-
härteten Fronten zwischen WaldbesitzerInnen-
verbänden und den Umwelt-NGOs deutlich ab-
zubauen.
Viele AkteurInnen haben aktiv den ÖWAD
genutzt, um ihre Positionen einzubringen. Ne-
ben der federführenden Forstsektion des
BMLFUW waren jene AkteurInnen, die sich in
der Vorphase gegen den Start des Prozesses aus-
gesprochen hatten, unter den aktivsten: die In-
teressengruppen des Forstsektors. Ihr primäres
Motiv war eingangs naturgemäß, negative Ef-
fekte für die Interessen ihrer Klientel zu ver-
meiden. Aktive Umwelt- und Naturschutz-
gruppen hingegen strebten nach mehr Akzep-
tanz und nach stärkerer Berücksichtigung ihrer
Interessen in der Waldpolitik. Insgesamt nutzte
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eine Reihe bislang kaum oder eher am Rande
beteiligter AkteurInnen aktiv die Möglichkei-
ten, ihre Positionen einzubringen. Nach Ab-
schluss der mehrjährigen Programmformu-
lierungsphase vertritt die überwiegende Mehr-
heit der Beteiligten, sowohl Kernverbände der
Forstwirtschaft als auch der Umwelt-, Industrie-
und Arbeitnehmerverbände, die Ansicht, dass
der Dialogprozess sehr sinnvoll gewesen sei und
zeigt sich mit den Ergebnissen zufrieden. Mit
dem ÖWAD ist es gelungen, in der öster-
reichischen Waldpolitik einen Dialogprozess mit
einer bisher ungekannten Breite von Beteilig-
ten und behandelten Themen zu etablieren und
sowohl zum Prozess als auch zu dessen Ergeb-
nissen letztlich breite Zustimmung zu erlangen.
Andererseits waren einige waldpolitisch re-
levante AkteurInnen im Walddialog nicht bzw.
nicht im angepeilten Maße engagiert. Das gilt
nach den uns vorliegenden Daten für die Berei-
che Tourismus, Jagd, Landwirtschaft, Regional-
planung, und Wasserwirtschaft. Unter anderem
scheint die föderale Kompetenzverteilung in
einigen dieser Bereiche eine Barriere für eine
aktivere Beteiligung am Strategieprozess auf
Bundesebene dargestellt zu haben.
Ähnlich differenziert ist unser Befund zum
Erfolg der sektorübergreifenden Kooperation.
Obschon nach unserer Analyse die im Wald-
dialog entwickelten Maßnahmen auf ein
durchaus signifikantes Niveau zusätzlicher
intersektoraler Zusammenarbeit hinweisen, fällt
das Urteil der AkteurInnen selbst sehr zurück-
haltend aus. Durchwegs werden zwar „deutli-
che klimatische Verbesserungen“ und gegensei-
tige Lerneffekte attestiert, wesentliche Fort-
schritte hinsichtlich intersektoraler Koordinati-
on und Kooperation werden dem Walddialog
aber nicht zugeschrieben. Mehrere AkteurInnen
wiesen auf die Dominanz bestehender Struktu-
ren sowie den hemmenden Einfluss der födera-
len Kompetenzverteilungen hin. Andere, lange
etablierte Institutionen jenseits des Walddialogs
werden nach wie vor als die zentralen Orte des
sektorübergreifenden Interessenausgleichs ge-
sehen.
In zusammenfassender Betrachtung zeigen
die Ergebnisse unserer Fallstudie zur ersten
Phase des laufenden Dialogprozesses eine par-
tielle Öffnung des Politikfeld-Netzwerkes als
Reaktion auf die eingangs beschriebenen exter-
nen Impulse; eine „nur“ partielle Öffnung inso-
fern, als einerseits zu Beginn die Ablehnung des
Prozesses seitens zentraler AkteurInnen und das
Ausklammern zentraler, sektorpolitischer Instru-
mente überwunden werden musste, und an-
dererseits, weil nicht alle relevanten AkteurIn-
nen zur aktiven Beteiligung gewonnen werden
konnten.
Neben institutionellen Faktoren sind es vor
allem die unterschiedlichen Handlungslogiken
der AkteurInnen, die sowohl zur Erklärung der
Erfolge als auch der Grenzen beitragen, an die
der Prozess gestoßen ist. Reaktive Hand-
lungslogiken mit Blick auf Domänensicherung
und teils geringes Engagement einer Reihe von
AkteurInnen beschränkten sowohl die themati-
sche Offenheit des Dialogprozesses als auch den
angepeilten sektorübergreifenden Ansatz in sei-
ner Reichweite. Eine zentrale Rolle bei der
zumindest teilweisen Überwindung dieser Bar-
rieren nahm das federführende Ressort ein,
einerseits angeleitet durch den politischen Wil-
len des Ministeriums, den Österreichischen
Walddialog zu breit akkordierten und legitimier-
ten Ergebnissen zu führen, und andererseits aus
der Überzeugung handelnd, dass breite Beteili-
gung, Koordination und Interessenausgleich
Voraussetzungen moderner, nachhaltiger Wald-
politik und Grundlage für zukünftige Konflikt-
lösungen sind.
Allein aus den positiven Ergebnissen des
Walddialogs kann natürlich noch nicht auf
grundsätzliche Veränderungen des in Kapitel 2
beschriebenen AkteurInnennetzwerkes der
österreichischen Waldpolitik geschlossen wer-
den. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt stellt der
Walddialog eine Ergänzung und Erweiterung
der bestehenden Strukturen der Interessen-
vermittlung dar, keine Substitution. Angesichts
der Ausgangssituation und der kurzen Zeitspan-
ne, in der dieser breite Partizipationsprozess
bislang lief, sind die bereits erzielten Ergebnis-
se beachtlich. Zentrale Instrumente der Wald-
politik, wie die Formulierung der forstlichen
Förderungspolitik, bleiben aber weiterhin dem
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Netzwerk meso-korporatistischer Interes-
senvermittlung vorbehalten. WaldbesitzerInnen-
verbände und die staatlichen Fachbürokratien
auf Bundes und Landesebene sind auch nach
der ersten Phase des Walddialogs die dominan-
ten AkteurInnen des Politikfeldes. Wie weit der
fortlaufende Walddialog mittelfristig zur dau-
erhaften Erweiterung des Netzwerkes beitragen
wird, muss offen bleiben. Der bisherige, für neue
AkteurInnen und Positionen offene Prozess,
kann als Indiz dafür gewertet werden.
ANMERKUNGEN
1 Die empirische Arbeit zur Fallstudie „Öster-
reichischer  Walddialog“ wurde im Rahmen des
Forschungsprojekts „GoFOR – New Modes of
Governance for Sustainable Forestry in Europe“
durchgeführt. Das Projekt wird im Rahmen des 6.
EU-Forschungsrahmenprogramms kofinanziert.
2 EigentümerInnen von mehr als fünfzig Hektar Wald
werden hierbei als Beschäftigte der Forstwirtschaft
gewertet.
3 Der Begriff „Netzwerk“ wird hier als ein Konzept
der Interessenvermittlung zwischen öffentlichen und
privaten AkteurInnen verstanden. Der Begriff
„Politikfeld-Netzwerk“ wird im Sinne von Franz
Urban Pappi (1993, 91ff.) verwendet, um den dau-
erhaften Charakter der Akteursbeziehungen im
waldpolitischen System, das sich um inhaltlich eng
zusammenhängende Fragen organisiert und dessen
Entscheidungsbedingungen von anderen Teilberei-
chen des politischen Systems eine gewisse Unabhän-
gigkeit zeigen, zu betonen.
4 In dieser Berechnung werden die rund 150.000
KleinwaldeigentümerInnen nicht als potentielle
Mitglieder berücksichtigt.
5 Ministerkonferenz zum Schutz der Wälder in
Europa; Wiener Resolution 1 und Annex.
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